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Gastkommentar

Qr. Rolf Rosenbrock

Für Gesundheit statt Markt
Wenn alles so weiterläuft, wie es bis

lang läuft, ist die Strukturreform der 
Gesetzlichen Krankenversicherung — 
und damit ein zentrales Vorhaben der 
alten und neuen Regierung — schon 
jetzt so gut wie gescheitert. Ihr Ziel 
müßte die Verbesserung der gesund
heitlichen Lage und Versorgung der 
Bevölkerung zu einem angemessenen 
Preis bei gesundheitsgerechter Steue
rung der Leistungen sein. Diskutiert 
wird statt dessen vor allem über mehr 
Wettbewerb zwischen den Kranken
kassen und über direkte Zuzahlungen 
der Versicherten („Selbstbeteiligung“).

Davon ist weder zur Verhütung von 
Erkrankungen und vorzeitigem Tod 
noch zu einer bedarfsgerechten Steue
rung von Gesundheitsleistungen ein 
positiver Beitrag zu erwarten. Statt des
sen bringt der hastige Einbau von 
Marktmechanismen in das Gesund
heitswesen eine Fülle höchst uner
wünschter Wirkungen mit sich, was zu 
beweisen ist.

Die Gesetzlichen Krankenkassen 
haben bis heute keine gesundheitspoli
tische Antwort auf den Wandel des 
Krankheitspanoramas in den letzten 
fünf Jahrzehnten gefunden. Heute be
herrschen sechs große Krankheiten — 
von den Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
bis zum Rheuma — das Krankheitsge
schehen in der Bundesrepublik zu über 
70 Prozent. Sie verlaufen durchweg 
chronisch und sind medizinisch nicht 
■tu heilen (sondern nur zu lindern).

Wirkungsvoll können sie auf Dauer 
nur mit Prävention angegangen wer
den. Dazu müßten Staat und Sozialpar- 
leien den Kassen Anstöße und Ak- 
lionsmöglichkeiten geben. Die jetzt 
propagierten Formen des Wettbewerbs 
wischen den Kassen bringen genau 
das Gegenteil: Konkurrieren sollen die 
Kassen mit unterschiedlichen Tarifen 
und Leistungen um unterschiedliche 
Versichertengruppen. Die Billigversor- 
gung für Arme ist damit vorprogram
miert. In einer Gesellschaft, die sich 
last ungebremst auf eine wachsende 
Anzahl unsteter Beschäftigungs- und
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Versicherungsverhältnisse sowie auf 
Armut für jeden fünften hinbewegt, ist 
das sozialpolitisch und moralisch kein 
Pappenstiel.

Mehr Prävention durch Kassenkon
kurrenz? Wohl kaum. Zunehmen wer
den bunte Werbeprospekte und image
förderliche Luftballons, zum Beispiel 
gegen Karies und Streß. Die wirksame 
Verhütung von Krankheiten läßt sich 
dagegen nicht vermarkten; dies wich
tigste Thema der Gesundheitspolitik 
bleibt damit draußen vor der Tür.

Nahezu jede Anwendung des In
struments der sogenannten Selbstbetei
ligung stellt den Versicherten vor die 
letztlich nach dem Geldbeutel zu tref
fende Entscheidung, ob er eine ärztlich 
empfohlene oder gar verordnete Maß
nahme für seine Gesundheit auch er
greifen soll. Verstärkt wird dadurch vor 
allem die Konsumentenmentalität für 
Gesundheitsleistungen, die den Unter
schied zwischen Schinkensorten im 
Feinkostgeschäft und dem Tablet
tenangebot in Apotheken zunehmend 
verwischt.

Wo diese Hebel tatsächlich greifen, 
schaden sie der Gesundheit: durch Lei
stungsausschluß für sozial Schwache, 
durch die Förderung eines schädlichen 
Konsumdenkens für Gesundheitslei
stungen und nicht zuletzt durch die 
Sogkraft, die dieses Denken auf die 
Entwicklung und Vermarktung frag
würdiger Arzneimittel, nutzloser 
Super-Technik usw. auslöst.

Davon ist in der öffentlichen Diskus
sion kaum die Rede. Statt dessen wer
den der „Selbstbeteiligung“ Wunder
wirkungen auf Finanzen und Effektivi
tät der ganzen Krankenversorgung zu
geschrieben. Dies beruht auf zwei An
nahmen, die beide ebenso schlicht wie 
falsch sind:

Erstens: Die Versicherten seien be
gehrlich nach medizinischen Leistun
gen. Wahrer als diese Annahme ist frei
lich ihr Gegenteil: Verglichen zum Bei
spiel mit Steuerzahlung, Bilanzgestal
tung und Straßenverkehr ist der Miß
brauch im Gesundheitswesen geradezu 
verschwindend gering, jedenfalls, was 
die Versicherten anbelangt, vor allem 
wohl deshalb, weil Arztbesuch und 
Krankenhaus regelmäßig nicht zu den 
erstrebenswertesten Ereignissen und 
Zuständen im menschlichen Leben ge
hören.

Sicherlich: Wer im ärztlichen Warte
zimmer herumsitzt, weil er alt und ein
sam ist, wer zu viele Tabletten schluckt, 
der „mißbraucht“ das System. Aber er 
tut es, weil er irreale Vorstellungen von 
Heilung und Hilfe hat. Die aber werden 
vom Medizinsystem selbst in die Welt 
gesetzt und wären von dort aus zu kor
rigieren.

Zu korrigieren wäre von dort aus 
viel: Über drei Viertel aller Kostenstei
gerungen im Medizinsystem erklären 
sich aus Entscheidungen von Ärzten, 
Pharmaunternehmen usw., auf die der 
Patient selbst bei voll erblühtem An
spruchsdenken keinen Einfluß hat oder 
nehmen könnte. Dies hat gerade auch 
wieder der über jeden Subversionsver
dacht erhabene Sachverständigenrat 
der Konzertierten Aktion im Gesund
heitswesen bestätigt.

Zweitens: Eine kostenbewußte Inan
spruchnahme sei eine rationale Inan
spruchnahme, ist die zweite Annahme 
der Selbstbeteiligungsphilosophie. Be
denkt man die soziale und psychologi
sche Vielschichtigkeit und Unter
schiedlichkeit der Gründe, zum Bei
spiel zum Arzt zu gehen oder auch 
nicht, so wird deutlich: Diese Ent
scheidungen können mit (vorerst noch 
geringen) Geldstrafen nicht vernünfti
ger gemacht werden. Die rechtlichen 
und wirtschaftlichen Steuerungsmög
lichkeiten liegen auch hier auf der An
bieterseite, bei Ärzten, Krankenhäu
sern, Pharma- und Technikherstellern.

Fazit: Mit Krankenkassen- und
Patientenverhalten sind in der gegen
wärtigen Debatte strategisch wichtige 
Bereiche angesprochen. Nur: Es wer
den fast nur noch Lösungen diskutiert, 
die auf „mehr Markt" hinauslaufen — 
auch und gerade dort, wo „weniger 
Markt“ in Verbindung mit lokaler 
Steuerung und einer Vermehrung der 
öffentlichen Mitbestimmung aus ge
sundheitlichen und damit gesundheits
politischen Gründen geboten wäre!
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